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Landkreis Wittmund  
Der Landrat 
Dezernat II 
  

Vorlagen-Nr. 
0044/2026 

 

BESCHLUSSVORLAGE 

öffentlich 

 
    Beratungsfolge                                                                             Sitzungstermin     TOP 

 
 

Kreisausschuss 24.06.2026  
 
 

Kreistag 29.06.2026  

 

 

Betreff: 

 

Personalauswahlverfahren: Zukünftige Verfahrensweise in der sogenannten 
Personalauswahlkommission 

 
Beschlussvorschlag: 
In Bezug auf die Beschlüsse zur Delegation von Personalentscheidungen des 
Kreisausschusses vom 13.03.2013 und des Kreistages vom 14.03.2013 wird hinsichtlich der 
sogenannten Personalauswahlkommission folgende Regelung neu gefasst:  
 
Eine Teilnahme von Vertreterinnen und Vertretern aus den Gruppen und Fraktionen erfolgt 
analog zur Entscheidungsbefugnis in Verfahren, in denen der Kreisausschuss oder der 
Kreistag zuständig ist.  
 

 
Sachverhalt: 
In den Sitzungen des Kreisausschusses am 13.03.2013 und des Kreistages am 14.03.2013 
wurden Grundsatzentscheidungen zur Delegation von Personalentscheidungen und zur 
Teilnahme von politischen Vertreterinnen und Vertretern in Stellenbesetzungsverfahren 
getroffen.  
 
Insbesondere die Regelungen zur Delegation von Personalentscheidungen auf den Landrat 
und den Kreisausschuss haben sich bewährt. Aber auch die direkte Beteiligung der politischen 
Vertreterinnen und Vertreter bei den Auswahlgesprächen (sog. Personalauswahlkommission) 
hat sich als konstruktiver Beitrag zur Transparenz und Nachvollziehbarkeit der 
Auswahlverfahren erwiesen.  
 
Die politischen und organisationsrechtlichen Rahmenbedingungen haben sich in den letzten 
Jahren aber derart verändert, dass es aus Sicht der Kreisverwaltung überlegenswert erscheint, 
vor der Kommunalwahl am 13.09.2026 hinsichtlich der Zuständigkeit neue Verfahrensweisen 
zu prüfen.  
 
Es besteht seit jeher eine Divergenz zwischen der Beteiligung der politischen Gruppen und 
Fraktionen in bestimmten Stellenbesetzungsverfahren und der eigentlichen Zuständigkeit, 
Personalentscheidungen zu treffen: Während bereits ab Entgeltgruppe 9 bzw. 
Besoldungsgruppe A 9 eine Teilnahme von politischen Vertretern an Auswahlgesprächen 
stattfindet, beginnt die Zuständigkeit des Kreisausschusses und damit der politischen 
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Vertreterinnen und Vertreter erst ab Entgeltgruppe 10 (Verwaltungsbereich) bzw. 
Entgeltgruppe 11 (technischer Bereich) und Besoldungsgruppe A 11.  
  
Die Beweggründe für diese seinerzeit getroffene Entscheidung können nur eingeschränkt 
nachvollzogen werden. Vermutlich sollte der Einfluss der Politik auf Personalentscheidungen, 
die den ehemals gehobenen Dienst betreffen, gewahrt bleiben. Seit der Beschlussfassung 
muss aber festgestellt werden, dass sich der Stellenkegel der Kreisverwaltung zugunsten der 
gehobenen Wertebene verschoben hat und nominal nunmehr ca. 60 Planstellen mehr umfasst 
als im Jahr 2013. 
  
Zudem hat die Neue Entgeltordnung zum 01.01.2017 und die damit verbundene Einführung 
der neuen Entgeltgruppe 9a dazu geführt, dass auch Stellenbesetzungsverfahren der mittleren 
Wertebene von den politischen Vertreterinnen und Vertretern begleitet wurden, da die 
Entgeltgruppe 9a wörtlich von den bisherigen Beschlüssen umfasst wurde. Hierunter fallen 
ebenfalls ca. 60 weitere Planstellen.  
 
Durch diese Entwicklungen ist der Anteil an Verfahren, bei denen die politischen 
Vertreterinnen und Vertreter zu beteiligen waren, in den zurückliegenden Jahren kontinuierlich 
auf einen Höchstwert von 40 Prozent der externen Stellenbesetzungsverfahren gestiegen. 
Insbesondere in den Stellenbesetzungsverfahren für das Verzahnungsamt EG 9a / A9 NBesG 
ist ein schnelles Agieren in Auswahlprozessen erforderlich, um als moderner und zeitgerechter 
Arbeitgeber nach außen wirken zu können. Eine sehr große Auswahlkommission vermittelt in 
den genannten Entgeltgruppen diesen Eindruck nur eingeschränkt. Um hier flexibler verfahren 
zu können, bietet sich eine Anpassung der bisherigen Regelungen an.  
 
Aus Sicht der Verwaltung ist es daher folgerichtig, die politischen Vertreterinnen und Vertreter 
im Rahmen der Personalauswahlkommission nur in solchen Auswahlverfahren zu beteiligen, 
in denen die Entscheidung dem Kreisausschuss oder Kreistag obliegt.    
 

 

 
Vorlage betrifft klimarelevante Maßnahmen: Ja    Nein   
Falls ja, in welcher Art: Siehe Anlage 
 
 

 

 

 

 

Wittmund, den 03.06.2026  Abstimmungsergebnis: 

  Fraktion Ja: Nein: Enth.: 

  Fachausschuss Ja: Nein: Enth.: 

  Kreisausschuss Ja: Nein: Enth.: 

gez. Cassens, Uwe  Kreistag Ja: Nein: Enth.: 

 

Anlagenverzeichnis: 
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